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Brel 


Vierteliähriger Abonnementsprels in Bresla 
Tyr. 11½ Sgr. Inſertlonsgebühr für den Raum einer 
fünftheiligen Zeile in Petitſchri 


Nr. 256. Mittag⸗Ausgabe. 


1½ Sgr. 


Teelegraphiſche Depeſchen und Nacheichten. 


Bern, 4. Juni. Der Großrath St. Gallens hat mit 99 
gegen 47 Stimmen die Statuten der Verfaſſungsreviſion nach 
einem liberalen Programm angenommen. Der Sieg der Li⸗ 


beralen iſt geſichert. 


London, 4. Juni. Nach hier eingetroffenen Nachrichten 
aus Bombay vom 12. Mai hat die Regierung dem geſetz⸗ 
gebenden Rathe das Budget vorgelegt. Die Armee iſt auf 
200,000 Mann reducirt und das Gleichgewicht zwiſchen Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben hergeſtellt worden; es wird keine Ans 


leihe ftattfinden, 


Turin, 3. Juni. Der Zuſtand des Grafen Cavour war in der ver⸗ 


gangenen Nacht ein aufgeregter, 
wurde; Abends ging es beſſer. 


Turin, 4. Juni. Na 


ſo 


daß ein ſechſter Aderlaß angewandt 


1 j Die Krankheit zeigt den Charakter eines 
leichten typhöſen Fiebers ae beunruhigende Symptome. 


einem offiziellen Berichte hat Graf Cavour in 


der vergangenen Nacht einen Fieberanfall gehabt, dem Froſt voranging, und 
der gegen Mittag in allen Symptomen nachließ. Die geiſtigen Fähigkeiten 


des Grafen blieben ungetrübt. 


Nach Berichten aus Rom vom 2. d. hat das National⸗Comité die Be⸗ 


n der 


völkerung aufgefordert, ng aller Kundgebungen zu enthalten. 


London, 3. Juni. 


Ruſſell, daß die Conferenz über die zukünſtige Regierung im Libanon no 


heu 


tigen Sitzung des Unterhauſes ſagte 


keinen Beſchluß gefaßt habe; er theilte ferner mit, England werde nicht ge⸗ 


ſtatten, daß Schiffe, die mit Caperbriefen verſehen ſind, oder daß Kriegs⸗ 
ſchiffe, ſowohl der Nord: als auch der 


lau 
autoriſirte die Regierung zu einer 
die indiſche Eiſenbahn. 


Anl 


Südſtaaten, welche genommene Fahr: 


laue mit ſich führen, in die Häfen Englands oder in ſeine Colonien ein⸗ 
en. Frankreich werde eine ähnliche Haltung einnehmen. Das Haus 


eihe von vier Millionen Pfd. St. für 


London, 4. Juni. Nach den neueſten Nachrichten aus New⸗York vom 


25. v. M. find die Bundestruppen 


in 


Virginien eingerückt und haben die 


Städte Alexandria und Arlington beſetzt. Um Harpers Ferry ſind 9500 
Mann von den ſeparatiſtiſchen Truppen concentrirt und man erwariet da⸗ 


ſelbſt eine Schlacht. 


aris, 3. Juni. Die Anerkennung des Königreichs Italien abſeiten 
der Pforte wird dem Vernehmen nach demnächſt bei Gelegenheit des in Paris 
erfolgenden Zuſammentritts der internationalen Commiſſion wegen der Do⸗ 


urn ſtattfinden. 
orit 


Auf wiederholte 


ellungen Oeſterreichs hat England feinen Agenten 


in Peſth, 1 2 Dunlop, abberufen und zwar wegen deſſen Berichte. 

Raguſa, 2. Juni. Derwiſch Paſcha, zurückkehrend von Nikſich, das ver⸗ 
proviantirt iſt, wurde am 28. bei Duga mit Sebermacht von den Aufſtän⸗ 
diſchen angegriffen. Ausgang des Treffens ungewiß. 


Preuſ en. 


Candtag. 


Ga. Sitzung des Hauſes der 


Präſident Simſon eröffuet die 


der N er N 
Beamten ausgin 
heilt. 


eu 
Mirkj 
ſchwerden 
en 4 aller 
berbe 
glaube 
den, die 
der Abgeordnete den 
Sinn unterzulegen, 
über zu urtheilen. 


Abgeordneten am 4. Juni. 


Sitzung um 10% Uhr. — Am Miniſter⸗ 
tiſche (auf kurze Zeit) das geſammte Staaksminiſterium. 0 

Präſident: Der Abg. v. Niegolewsti hat ein Schreiben an mich ge: 

5 in der Sitzung vom 1. Juni d. 5 

ſens t gehalten habe, gegen di 


in der Budgetsbe⸗ 
e Genehmigung der 
en; er habe dabei auf 


— müßten, wenn 
zum Morde vo 


Abg. v. Vincke: Nach ſeiner Anſicht ſei der Präſident nicht berechtigt 
geweſen, dem Hauſe von einem ſolchen Schreiben Mittheilung zu machen, 
Präſident: Die Geſchäftsordnung ermächtige ihn nicht ausprüdlich 
dazu, hindere ihn aber auch nicht daran. 
Beer erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Schlußbericht der 
Budgeteomm., der im Weſentlichen nur eine Zuſammenſtellung der Etats 
nach den ſchon gefaßten Beſchlüſſen des Hauſes enthält. In Folge der An⸗ 


nahme des Kühne ſchen Amendements hat die Regierung mi 


betreffende Abſetzung bei dem im 
beim Lit. II 


etheilt, daß die 


t 
Hauptetat der Mülltär⸗Berwalkung für 
das 2, Da ausgeworfenen Extraordinarium, und zwar mit 565,897 Thlr. 


34,103 Thlr. bei III. Nr. 6 (Krankenpfle { 
findet einen Anſtand, demnach den Etat ſchon jebt ſeſt zustellen. — Cine 
oſition des Etats 90 vom Hauſe noch nicht genehmigt: die Ausgabe von 
25,000 Thlr. zu Beſoldungs⸗Verbeſſerungen. Bei Erſtattung des Berichts 
über den Etat des Finanzminijterii war die Nachweiſung vorgelegt und die 
Commiſſion hat die Berathung über dieſelbe begonnen da es jedoch möglich 
iſt, daß der Bericht hierüber erſt in einigen Tagen erſtattet werden kann, 
ſo wird an dieſer Stelle, nachdem der Grund gehoben iſt, der früher die 
Genehmigung behindert, der Antrag geitellt, das Haus wolle die Ausgabe 
zu en debt des Pang ie mit 225,000 Thlr. genehmigen. — Ohne 
Diskuſſion tritt das Haus dieſem Antrage bei. 

Die Commiſſion hat ferner, ohne indeß einen Antrag zu ſtellen, nochmals 
die Frage der Remonte⸗Depots angeregt und „die Ecwartung ausgeſprochen, 
die Regierung werde vor Einrichtung eines neuen, Depots in ſorgfältige Er⸗ 
wägung ziehen, ob nicht in der geſammten Einrichtung der Remonte⸗Depots 


eine Aenderung zu 1 Zu dem 


prallen, ee die - 
top 

Aiten, T opinz Weſtfalen, wovon 

zugeben.“ Auch iſt auf die vom 

weite Berechnung der Koſten für 


jetzt 


Nr. 3 en 150,000 Thlr. bei III. Nr. 5 (Servis) und 


ge) Stattgefunden hat, Die Commiſſion 


Ende iſt „auf die großen Verluſte hin⸗ 
egierung durch Errichtung mehrerer Remonte⸗Depots 


nur noch Menzelsfelde übrig iſt, er⸗ 


owie auf die ale des Hauſes, auch letztgenanntes Depot auf: 


Abg. André neulich aufgeſtellte „anders 


die 


Unterhaltung eines! ferdes in den 


Remonte⸗Depots hingewieſen, und auf die jüngſt getroffenen Maprenelt des 


Ministers für die kandwirthſchaftl. Angelegenheiten in Betreff der 


erwal⸗ 


tung der Geſtüte Bezug genommen; wenn jeder Miniſter für landwirthſchaftl. 
Angelegenheiten, zu deſſen Reſſort die Verwaltung von Landgüter, eigent⸗ 
lich gehöre, es nicht vorteilhaft finde, zum Zwecke der Pferdezucht große 


Güter ſelbſt zu bewirthſchaften, ſo werde auch der Kriegsminister den Ge⸗ 
zu nehmen haben.“ — Abg. Brämer 
. } te Errichtung eines fpeciellen Depots den 
Wunſch ſorgfältigſter Erwägung der Verhältniſſe reſp. völliger Unterlaſſung 
aus; man könne ſparſamer wirthſchaſten. — Abg. Andre hält feine Be⸗ 
rechnungen von neulich aufrecht, erklärt ſich nochmals für Trennung der Do: 
mänen von den Depots und der Geſtütverwaltung, tt aber mit dem Sy: 
ftem, uberhaupt Depots zu halten, einverſtanden . Der Merce peda 
findet die Verpachtung von Domänen für die Remonte⸗ 

da dieſe doch Areal haben müßten; die Domänenpachtungen ſeien in neue⸗ 
ſter Zeit nicht mebr jo vortheilhaft geweſen;, der Zuſtand der im Beſitz der 
Remonte⸗Depots befindlichen Domänen ſei nicht ſchlechter als der der ande⸗ 
ren (was Abg. Brämer ausdrücklich beftätigt); doch werde er die Sache im 


genſtand in ſorgfältige Erwägung 


pricht in Bezug auf die beabſichtig 


* 


epots bedenklich, 


u 2 Zbl., außerhalb incl. 


aue 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Auge behalten. Auf eine beiläufige Bemerkung des 


Abg. Brämer, es 


heiße in der Preſſe, die 8 werde nun nach Bewilligung des Pauſch⸗ 


quantums doch die Gelder 
er hege indeß das Vertrauen, 


ſprechen. 


ür das Kadet 


widerk der Finanzminiſter, die Regierung wer 


tenhaus in Weißenfels verwenden: 


die Regierung werde das nicht thun, — er⸗ 


de dieſem Vertrauen ent⸗ 


Abg. v. Binde: Der Abg, v. Brämer hätte ſich nicht von den „Sinn: 


loſen Angriffen“, die eine gewiſſe Zeitung in neueſter 
der Abgeordneten ſchleudere, zu der fraglichen Bemer 
ſollen; es handle ſich hier gar nicht um 

Regierung; die Poſition fü 


um eine Berechtigung der 


ſei im Ordinarlum ausdrücklich abgeſetzt und nicht für 


daß das N 


Abg. Wagener: In der Commiſſion ſei die Frage t 
Beſchluß des Hauſes, die Gelder für die neue Organiſation nur im Extra⸗ 
ordinarium zu bewilligen, die Wen habe; daß vom 1. Januar 1862 

i 


ab die Zahlungen ſiſtirt werden ſollten, 


Der Kriegsminiſter habe zwar 


fer Beziehung abgegeben; er g 


eit gegen das Haus 


— aſſen 
Vertrauen oder Mißtrauen, ſondern 


r das Kadettenhaus 
dieſen laufenden Etat 


der Militärverwaltung ſei das Pauſchquantum bewilligt. 
e ee Man könne doch wohl vo 
iniſterium nichts Verfaſſungswidriges thun werde. 


n dem Vertrauen ſprechen, 


ge angeregt, ob der 


3 das neue Budget bewilligt ſei. 


bereits eine entgegengeſetzte Erklärung in die⸗ 


ſein werde, wenn er eine beſtimmte Erklärung des Fin 
Es iſt allſeitig anerkannt, daß die Abſicht 


herbeizuführen ſuche. 


Finanzminiſter v. Patow: 
ch nicht vorwalten konnte, die neue Organiſation mit dem 

hemmen, die neuen Regimenter plögli 
heren Zuftand wieder herzustellen. E 


bis zum 1. Januar zum Austrag zu bringen: entwede 
dem künftigen Landtage vor dem Januar 1862 vorzulegen und zu dem Ende 


den Landtag kur im Oktober dauern 
S ſpecieller Bewilligung des Militäretats 


lediglich behu 
letztere dürfte dem Lande nicht 


ſehr erwünſcht ſein. Da 


laube indeß, daß es im allſeitigen Intereſſe 


anzminiſters darüber 


1. Januar 1862 zu 


ch verſchwinden zu laſſen, kurz den frü⸗ 
s giebt nun zwei Wege, um die Sache 


r den Etat für 1862 


d oder einen extraordinären Landtag 


einzuberufen. Das 
3 erſtere kann ich für 


dieſes Jahr noch nicht verſprechen, wenn es auch für die Zukunft erſtrebt 
( an dem Etat des Jahres 1862 mit Eifer ge⸗ 
arbeitet, um ihn am 1. Januar 1862 vorlegen zu können. Eine frühere 
Vorlegung würde erfordern, daß mindeſtens chon vor acht Wochen der An⸗ 
gemacht worden wäre. Für dieſes Jahr iſt 
alſo kein anderer Ausweg übrig, als daß die 


werden ſoll. Es wird bereits 


fang mit den Vorbereitungen 
das nicht mii, Es bleibt 


Regierung auf ihre Verantwortung, 


ſpeciell der Finanzminiſter auf ſeine Ge⸗ 


fahr und Verantwortung bis zur erneuerten Bewilligung ſeitens der künfti⸗ 


darüber herbeizuführen. 
wolle auch nichts von der 


votirten Summen fortzuleiſten 
dieſer Bemerkung auf's Wort. 
punkte aus halte er die Verw 
nuar 1862 für eine offenbare 


Abg. v. Vincke: Die Bemerkung des Abg. 3 
geweſen; im Jahre 1862 gie eine ganz neue 
erantwortlichkeit abwälzen, 

ſter dieſer gegenüber haben werde. Nach der Verfaſſun 
kein Recht, auch nur einen Silber roſchen ſelbſt von 
— Abg. v. Stavenhagen verzichtet nach 


endung von Extr 


en Landesvertretung die im Extraordinarium bewillig 
eifte. Ich bin mir der vollen Vera 
halte es nicht für nothwendig, noch eine 


— Abg. v. Hoverbed: 


gordinarien über d 


ten Ausgaben fort: 


ntwortlichkeit dabei wohl bewußt und 
n beſonderen Beſchluß des Hauſes 


ſei eine ſehr mäßige 


andesvertretung, und er 


die der Finanzmini⸗ 
g habe der Miniſter 
den im Ordinarium 


Von ſeinem Stand⸗ 
en 1. Ja⸗ 


Geſetzwidrigkeit; die Verantwortlichkeit für den 


1. Januar hinaus verfahren werden 


inanzminiſter würde eine ſehr ſchwere ſein. Referent Abg. Oſterrath: 
Was die Frage betreffe, wie über den 


ſolle, ſo fe es, wenn eine Verantwortlichkeit in dieſer Deaiehung übernom: 


men werden follte, nicht nöthig, 
— Als einmalige und außerordentli 


hexen 4.8. lr. ; 
und außerordentlichen Ausgaben“ 9,805,152 LET, 


Der geſammte Staatsbaushaltsetat für 1861 wird darnach feſtgeſetzt: 


in Einnahme auf 135,341,701 Thlr., in Ausgabe au 


nämlich auf 129,522,185 Thlr. an fortdauernden, und 


an einmaligen und außerordentlichen Ausgaben. 


Der zweite Gegenſtand der T 
den Lietz ſchen Geſetzentwurf wege 
ten. Die Commiſſion will den 
gierung mit der wiederholten Aufforderung überweiſen, 


der Mennoniten in Ausführung der Beſtimmungen der 


mit ausdrücklicher Aufhebung 


ung vorzulegen.“ 


Abg. Lietz (ſchwer verſtändlich): Sein Geſetzentwurf 

ein Ende machen, welche auf dieſem Gebiete herrſche. 

ſungs⸗Urkunde beſtimme; die Erllung der ſtaatsbürge 
ni 


unabhängig vom religiö ſen Bekenn 


Artikels müßten die Mennoniten zur Erfüllung der Militärpflicht herangezo⸗ 


gen werden, Die Commiſſion 


Auffaſſung mit dem Prinzip nicht vereinb 


der Mennoniten würden nicht 


keine Rückſicht genommen. 
Abg. v. Blanckenburg: 


1806 als nachher Dadurch, 
auferlege, die ihnen durch ihr 


aber nicht. 
Vice⸗Präſ. Grabow hat 


wiederholen, welche bereits in 


dieſem Augenblicke beſchäftigt 


Mennoniten, die ſich in ihren 5 
ſeien immer loyale Unterthanen geweſen, ſowogl in den Unglücks ſahren nach 
daß man den Mennoniten die Militärpflicht 


Miniſter des Innern Gra 


ſein. Nach de 


daß die Budget⸗Commiſſion d { 

e Ausgaben für das Kriegsminiſterium 

werden „zur Aufrechterhaltung der . des Heeres“ 3,611,410 
nd 


eſe übernehme. 


baupt zu einmaligen 
migt. 


f 139,327,337 Thlr., 
auf 9,805,152 Thlr. 


agesordnung iſt der Commiſſionsbericht über 
n Regelung der Verhältniſſe der Mennoni⸗ 
Gefepentwurf nicht annehmen, nur der Re⸗ 


„ein die Verhältniſſe 
Verfaſſungs⸗Urkunde 


der früheren Spezial⸗Geſetze regelndes Geſetz 
baldmöͤglichſt der Landesvertret 


ſolle der Verwirrung 
Art. 12 der Verfaſ⸗ 
rlichen Pflichten ſolle 
n Vorſchriften dieſes 


ö ſtimme ſeinem Antrage im Prinzipe zu, habe 
jedoch gewiſſe Erwägungen der Regierung anheim gegeben, welche nach ſeiner 


blos dieſe, ſondern auch 


derer betroffen. Der Zeitraum bis 1. Januar 1862 re 
zur Regelung der Verhältniſſe. Andere Staaten ſeien 
weſen in dieſer Beziehung, ſie hätten, 
Von Seiten der Mennoniten ſelbſt ſeien Anträge auf 0 
doch ſei bisher darauf aus Gründen, die er nicht zu wiederbolen brauche, 


x Er wolle für Recht, Freiheit und Tolerand 
eintreten; darin beſtärke ihn eine kürzlich bei ihm geweſene Deputation von 


ar ſeien. Durch die Sonderſtellung 


die Verhältniſſe An⸗ 
iche vollkommen aus 
nicht ſo ängſtlich ge⸗ 


was er verlange, uur ausgeführt. 


leichſtellung gemacht, 


Privilegien bedroht ſähe. Die Mennoniten 


Dogma verboten ſei, zwänge man ſie zur Aus⸗ 
wanderung. Das ſei nicht die rechte Toleranz. Mit Rückſicht auf die Pr 
des Appellationsgerichts zu Marienwerder, welches die 
ben als aufgehoben durch die Geſetzge 
auch eine Regulirung der Verhällniſſe d 
Commiſſions⸗Antrage nicht beiftimmen, 1 
drücklicher Aufhebung der früheren Specialgeſetze“ enthalte; 


bung ſeit 1848 betrachte, 
er Mennoniten. Er konne aber dem 
weil derſelbe den Paſſus „mit aus⸗ 
dies wolle er 


inzwiſchen den Vorſitz übernommen.) 


Schwerin: Ich kann nur die Erklärung 


der Commiffion abgegeben iſt. Die Regierung 


widerſpricht dem Antrage der Commiſſion nicht, weil ſie 
tigt iſt, die Verhältniſſe der Mennoniten zu regeln; d 
Herſtellung eines verfaſſungsmaͤßigen Zuſtande 
Diele: dene das ſind Erwägungen, 


eifrig damit beſchäf⸗ 
ieſelben bedürfen der 


3; in wieweit die Verfaſſung 
mit denen die Regierung in 


iſt. Es kann dieſen Erwägungen durch den 


Beſchluß des Hauſes in keiner Weiſe präjudicirt werden, währe \ 
andern Seite die Regierung dem Beſchluſſe die Wichtigkeit beilegen wird, 
Landesvertretung ſchuldig iſt. 


welche ſie dem Anſpruche der 


Majorität feſtgehaltenen verfa 
ſei. Beſtimme die Verfaſſung 


nöthig; ſei durch die Verfaſſung nichts ſeſtgeſetzt, ſo könne man auch nicht 
fagen, daß die thatſächlichen Verhältniſſe der Verfaſſung widerſprechen. Der 

an babe es bier mit einem durch das 
thun, mit einer Ausnahme vom gemeinen 


Recht 


fenden Landestheilen ſeien die 


vorzugung und Privilegium; 


des echts aufgehoben wiſſen. 


x 


ſſusgsmäßi 


letztere Standpunkt ſei der ſeinige. 
Geſetz verliehenen Privilegium zu 


n, während auf der 


Abg. 9 (Regenwalde) glaubt, daß die Commiſſion den von der 
t gen Grundſätzen untreu geworden 


hierüber, jo ſei die Specialgeſetzgebung un: 


e. 
Der Antragſteller Abg. Lietz bemerkt, daß ähnliche anderen Perſonen 
verliehene Privilegien in gleicher Weiſe beſeitigt 
den Mennoniten etwa geſtattete Beſtellung von Stellver 
würde ein wichtiges Princip der Verfaſſung verle 

Berichterſtatter Abg. v. Forkenbeck: Der Abg. v. Blanckenburg habe 
angebliche Privilegien aus angeblicher Toleranz 


worden ſeien. Durch die 


tretern in der Armee 


tzt werden. 


vertheidigt. In den betref⸗ 
e Mennoniten eben jo zahlreich, wie die übrige 
Bevölterung, ihre Befreiung von der Militärpflicht gelte daher dort als Ber 
die Commiſſion wolle das nun aus Gründen 
Die Mennoniten hätten keinen ſpeciellen 


axis 
Specialgeſetze derſel⸗ 
wünſche er 


1. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. KAußerdem übernehmen alle Noſi⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zellun g, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen 


Mittwo 


zweimal erſcheint. 


ch, den 5. Juni 1861. 


damit erledigt. 


Präſident Simſon übernimmt wieder den Vorſitz. 


Zur Berathung kömmt der Co 


Antrag in Sachen der Auswanderung nach Braſilien. Die Commiſſion 


befürwortet die Aufrechterhaltung 


gegen die Auswanderung nach Braſilien u. |. w., wie neulich mitgetheilt. 
bg. v. Berg beantragt eine mit Hinweis auf die Bemühungen der Regie⸗ 


rung motivirte Tagesordnung. 
inifter der auswärtig 


Daß die deutſchen Auswanderer in Braſilien bisher vielfach das Opfer argen 


Willkür und ſchwerer Mißbräuche 


leider in keiner Weise beſtritten werden. Die Regierung hat auch dieſem 
Gegenſtande ſchon Lange ihre ernſte Aufmerkſamkeit zugewendet und nichts 


unterlaſſen, um nicht blos ihre eig 


78 fernen Lande zu ſchützen, 


ſondern deutſche Auswanderer überhaupt vor Unbill und Innere tigkeit in 


ann der Vorwurf nicht gemacht werden, und die Commiſſion erkennt das an, 
daß es ihr nicht an gutem Wille Dr die vorhandenen Mißbräuche zu be 


ſeitigen. Schon der blühende Zu 


chendes Zea von dieſem guken Willen, der ſehr in ihrem eigenen Inter⸗ 


eſſe liegt. Allein die braſilianiſche 
abfolut; ſchon hierdurch und durch 


werden ihre an ſich wohlwollenden und entgegenkommenden Abſichten zu 


Gunſten der Auswanderer vielfach 
es mir von Bedeutung zu fein, 

rung in ihrer Wirkſamkeit dem W 
1 5 wenigſtens in keiner Weiſe 
Intrag des Abg. Harkort nicht gef 


md 
Ein Antrag, wie dieſer, kann die Stellung der braſi 
Anſicht ihrer Würde und ihres Anſehens nicht erleichtern, ſondern mu es 
derſelben poſitiv erſchweren, unſeren Reklamationen zu genügen. Lediglich 


im Intereſſe der Sache möchte ich 
men, obgleich ich die Intentione 
vollſtem Maße anerkenne. Nachde 


Theilnahme und Fürſorge gegeben bat, welche fie dem Schicksale deutſcher 5 9 


Auswanderer widmet, ſcheint es, d 


der Staatsre 965 vertrauensvoll anheimgeben könnte. Mit dem Antrage 
ann ich mich Namens der Regierung nur einverſtanden 


des Abg. v. Berg 
erklären. 5 
Abg. v. Berg: Er ſei dem 


genſtandes dankbar; ſei aber mit dem Antrage ſelbſt und dem der Commiſſion 
nicht einverſtanden; er halte es für bedenklich, einen Miniſter des Auswär⸗ 


tigen zu einer formulirten Action 


Commiſſion ſei bedenklich, weil er einerſeits nicht weit genug ſei und an 
ße Unmögliches fordern, wenn man die deut⸗ 


dererſeits zu weit gehe. Es heiße 


ſchen Bundesgenoſſen aufgefordert wiſſen wolle, die braſilianiſche Regierung 
um Erlaß eines Geſetzes au, welches den Proteſtanten I 


nterſtützung für Pfarren und 


erkläre, entſprechen ſolle. Er lege 


das ans Herz, was der Antragſteller wünſche und bitte um deſſe 

Abg. Lette für den Antrag der Commiſſion tzt auf dne nen, 
die a neueſter Zeit über die Zujtände in en er An den 
guten Willen der draſilianiſchen Regierung und des edlen Hauſes Braganza 


zweifle er nicht, doch ſtehe die R 


unker zur Annahme gerechter Grundſätze zu zwingen, müfle man die Deut: 
chen von der Auswanderun nach Braſilien abhalten. raſilien ſei das 
unglüdlichſte Land für deutſche Auswanderer, und vergebens hätten ver⸗ 
ſchiedene Perſonen (Redner nannte u. A. den früheren General⸗Conſul 
Sturz) Verſuche gemacht, dort Sicherheit und ein wirkliches Eigenthumsrecht 
u ſchaffen. Es werde nicht gelingen, wenn man nicht der Auswanderung 
bis zur Beſſerung der dortigen Zuſtände einen Damm entgegenſetze. 
Es gäbe andere Länder, wohin der Strom der Auswanderung zu leiten 
wäre, z. B. die La Plataſtaaten, wo U. A. Gemeinde⸗ und Religionsfreiheit 
exiſtire, dieſe nothwendigen Elemente einer Einwanderung. So une nicht 


Yale zu zwingen; Belehrung 


der deutſche Bundesſtaat organiſir 
wäre, würden alle Bemühungen, 
für das Mutterland nutzbringend 


nung werde den Auswanderern nicht helfen. 
Abg. Reichenſperger (Köln): Er ſei kein Freund einer Staatsreligion 


und Staatsproſelytenmacherei — 


Staate gut —, er wolle Freiheit für jede Confeſſion, im 1 
Geltung des gemeinen Rechts. Schon vor Jahren habe er geſagt, die Pro⸗ 
teſtanten in Oeſterreich müßten Freiheit der religibſen Bewegung erhalten. 
Inſofern ſei er mit der allgemeinen Tendenz des Antrages, den Proteſtan- 
zen in Braſilien konfeſſionelle Freiheit zu ſchaffen, einverſtanden, aber doch 
könne er dem Antrage, wie er formulirt ſei, nicht zuſtimmen. 4 
ſich darin ganz dem Abg. Ring an. Redner verlieſt einige Stellen aus 
einem in den Zeitungen veröffentlichten Berichte des ſchweizeriſchen Geſand⸗ 
ten, v. Tschudi, über die brafilianifhen Zuftände, aus welchem officiellen 
Aktenſtücke hervorgeht, daß die Berichte über Bedrückungen der Proteſtanten 

in Bezug auf gemiſchte Chen ꝛc. übertrieben oder falſch ſeien. Daß Uebel⸗ 


ſtände in Südamerika herrſchen, I 


nicht hinlänglich informirt, deſto 
liche gemiſchte Ehen nicht — n 
land, wo auch noch keine kon 


privatrechtlichen Rechtstitel, ſondern ihre Befreiung datire aus von dem In⸗ 
haber der legislativen Gewalt gegebenen Geſetzen, die von der legislativen 
Gewalt wieder aufgehoben werden könnten. Er ſei überzeugt, = die Aus⸗ 
wanderung der Mennoniten nach Aufhebung der angefochtenen 

en nicht größer ſein werde als jetzt; auch die jetzt geltenden Beſtimmungen 
eien keineswegs tolerant, da ſie in Bezug auf die Erwerbung von Grund⸗ 
ſtücken ꝛc. den Mennoniten mehrfache Beſchränkungen auferlegen. — Der 
Antrag der Commiſſion wird angenommen; eine Mennoniten⸗Petition iſt 


nd Schulen zuſichere, wie den Ka 
wiſſe er nicht, wie die braſilianiſche Regierung ber Aufforderung, daß ſie die 
Geſellſchaft für Coloniſation auflöje und die Parceria⸗Verträge für ungiltig 


thums, wie es seinesgleichen nur im Süden der Vereinigten Staaten Nord⸗ 
amerika's finde. Dies Junkerthum ſei, wie überall, nur durch ſein eigenes 


Auswanderung ſich dorthin richte; über das ſüdamerikaniſche Junkerthum ſei er 


eſſionelle Gleichheit herrſche. { 
Abg. v. Berg: Sein Antrag auf Tagesordnung werde beſſer den ges 
wünſchten Zweck erreichen, wenn auch auf einem Umwege, als der Antrag 
der Commiſſion. — Abg. Lette erwidert, daß der Antrag der Commiſſion 
es allein mit Braſilien zu thun habe, während die motivirte Tagesordnung 


eſtimmun⸗ 


mmiſſions⸗Bericht über den Harkort ſchen 
der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
en Angelegenheiten v. Schleinitz: 


geworden ſind und noch werden, das kann 


enen Unterthanen und Staatsangebötigen, 


aber auch der braſilianiſchen Regierung 


tand der deutſchen Colonien giebt hinrei⸗ 


Regierung iſt keineswegs frei, ſie iſt nicht 
die ſehr erheblichen partikularen | ntereſſen 


gehemmt. Unter dieſen Umſtänden ſcheint 
daß die Stellung der braſtianiſchen Regie 
iderſtand gegenüber fo viel als moglich ge- 
geſchwächt werde, und das wird dur den 
oͤrdert, ſondern Ta Weiſe gefährdet. 
ianiſchen Regierung in 


Sie erſuchen, dem Antrage nicht zuzuſtim⸗ 
n, welche demſelben zu Grunde liegen in 
m die Regierung fo vielfache Beweiſe ihrer 


aß Sie die weiteren Schritte dem Ermeſſen 
Abg. Harkort für die Anregung des Ge⸗ 


aufzufordern. Der modificirte Antrag der 


oliken; ferner 


durch ſeinen Antrag der Neſen lobe. 51 6 
en Annahme. 


9 
Be 


egierung unter dem Drucke eines Jun 


„ eberzeugung belfe da nicht. Um die 4 


- chaffen 
die deutſche Koloniſation zu ſchützen und 
zu machen, verloren ſein. Die Tagesord⸗ 


t und eine einheitliche Spitze ge 


beides ſei weder der Br noch 2 
ebrigen aber 


eugne er nicht, und er bedaure, daß die 


beſſer über Holſtein, wo katholiſche Geiſt⸗ 
en dürften ꝛc., über Schweden und Ruß⸗ 


mehr ins Blaue ſpekulire. — Abg. Wagener: Es ſei für ihn ſehr in?? 


tereſſant geweſen, zu erfahren, daß 


tige Partei“ exiſtire und möͤglichſt 


rung dagegen einlegen, daß er, wenn er für die motivirte 1 1 
ſtimme, dies nicht etwa aus Sompatbien für die überſeeiſchen 9 

tern thue, ſondern weil dies der zwedm ! e 
ierung die beſte Handhabe liefere, um überhaupt in dieſer Angelegenheit 


Erſprießliches zu thun. 


lien ſei daſſelde Verhältniß wie 


nach Braſilien zu critiſiren. 


Der Antragfteller Abg. Harkort befürwortet den Antrag der Com⸗ 
miffion. Seine Anführungen ſeien auf Thatſachen begründet, In Braſi⸗ 


Partei“ ſei in Braſilien groß und mächtig; das ſei der Unterſchied (Heiter⸗ 
leit). Er wolle die deutſchen Auswanderer warnen, nach Braſilien zu gehen, 
bis ordentliche Zuſtände dort eingetreten, Man lerne von England, das 
überall feine Staatsbürger ſchutze leider habe man keine Flotte. Der Red: 
ner — deſſen Vortrag nur Bruchſtückweiſe zu verſtehen iſt — ſcheint am 
Schluſſe die Beſtrebungen von hamburger Rhedern für die Auswanderung 


Der Berichterſtatter Abgeordnete Müller (Demmin) hält den Commiſ; 
ſions⸗Antrag in allen Theilen aufrecht; geſtützt auf einen ausdrüdlichen Be⸗ 
ſchluß der Landesvertretung könne die Regierung ihren Bemühungen größern 
Nachdruck geben. Es ſei Thatſache, daß in den letzten Wochen zahlreiche 
Auswanderer von Hamburg nach Braſilien abgegangen feien; man jebe alſo, 
daß es dringend noth thue, Abhilfe zu ſchaffen; Die Dr. Berg ſche Tages⸗ 
ordnung verallgemeinere den urſprün lichen Antrag bis zur Unkenntlichkeit. 

Bei der Abſtimmung erheben ſich für die motivirte Tagesordnung außer 


auch in Braſilien eine „Leine und maäch⸗ 
ſchädlich wirke. Er wolle nun Verwah⸗ 


ö amensvet⸗ 
ßigere Weg ſei und der Staatsre⸗ 


jetzt in Tirol. Die „kleine und mächtige 


* r oa — 
8 0 2 e 
den Miniſtern, der Fraction Blankenburg nur wenige Mitglieder. Der Anz] Die Anträge der königlich preußiſchen Regierung vom 2. und 4. Juli 
trag der Commiſſion wird mit großer! dare an enommen. 1859 und 3. Januar 1800, bis a dem 7155 Bundesverſ . 
Zur Berathung kommen Petitionsberichte. Die Anträge der betreffenden Sitzung vom 2. Mai vorgelegten Antrage, wie die Anträge der egi en 
Commiſſion über Petitionen in Sachen des Einquartierungs⸗ und Servis⸗ 
weſens werden durchweg ohne Discu ſion angenommen; eine Petition aus m 
Simmern wegen der dortigen Kaferne wird on ben fn des betreffenden 
Wahlkreiſes befürwortet; das Haus nimmt indeß den ommiſſions-Antrag 
auf Tages⸗Ordnung an. — Befürwortet werden vom Haufe nach dem Com: 
miſſions⸗Antrage vier Petitionen um Vorlage einer neuen Kreisordnung 
in der nächſten Seſſion. 

Bei der Uhlich'ſchen Petition wegen des bekannten Verbots des Herrn 

v. Schack gegen den Beſuch der Erbauungen der freien Gemeinde beantragt 
die Commiſſion ren zu: Berückſichtigung. 

Commiſſar des Kriegs⸗Miniſters: Es iſt durch den Befehl des kom⸗ 
mandirenden Generals durchaus nicht- beabſichtigt, die Soldaten in Aus: 
übung ihrer Religion zu behindern. Denjenigen Soldaten, welche der freien 

Gemeinde angehören, und denjenigen, welche ihren Austritt aus der Lan⸗ 
deskirche erklärt haben, ſoll kein Hinderniß in den ar gelegt werden, den 
Verſammlungen der freien Gemeinden beizuwohnen. Sollte irgend ein Vor⸗ 


ch aus dem Umſtande, daß die unverzinsliche 
ſter 1 e b bone 12 Thlr. 
. . Pr.⸗Anl., bei dem nie nn von 
von Baiern, Sachſen, Hannover, Württemberg, Großherzogthum Heſſen 8 1 0 von 3½ % mit 123 t wurde. 


} bir. it einer 
und Naſſau vom 20. Okt. und 17, Dez. 1859 ſind ſämmtlich de e: Der Geldmarkt bleibt ein wenig ſchwierig und iſt unter nicht an⸗ 
ben hervorgegangen, die Vertheidigung Deutſchlands in einer Weiſe zu or⸗ ht Ka a 5 
aniſiren, um großen und unerwarteten Anforderungen genügen zu können, 
In dem von dem kung ng erſtatteten, am 26. Juli v. J. 
hoher Bundesverſammlung vorgelegten erichte iſt auf den Gegenſatz auf⸗ 
merkſam gemacht, der unter den verſchiedenen Auffaſſungen beſtand. Einige 
Ausgleichung derſelben herbeizuführen, war der Zweck mannichfacher Beſtre⸗ 
bungen hoher Bundes regierungen, namentlich der zwiſchen den allerhöchſten 
Regierungen von Oeſterreich und Preußen zu Berlin gepflogenen Verhand⸗ 
ungen. 
ie großherzogliche Regierung glaubt hoffen zu dürfen, daß dieſe Ver⸗ 
hältniſſe, wenn hieraus ein volles Einverſtändniß auch nicht hervorgegangen 
iſt, doch dahin geführt haben, einen Ausdruck am Bunde über die allſeitig 
gewünſchte Einigung in den ſchwebenden militäriſchen Fragen zu ermögli- 
chen und zu erkeichtern. N 


8 


die geſtern dafür angelegten niedrigſten Courſe wich es um 1 Thlr. 3= 
burg und Franfurt 9 a 


3 Berliner Börse vom 4. Juni 1861. 


gelebter in mißverſtändlicher Auffaſſung des Befehls den Soldaten in dieſer Geht nun auch die We e der großherzoglichen Regierung dahin, 
ene Hinderniſſe in den Weg legen, ſo würde auf eine Beſchwerde der daß eine nachhaltige Verbeſſerung der militäriſchen Organiſation des Bun⸗ Fonds- und Geldeourse. ee 
Soldaten ſeitens der Regierung bhilfe er 1 Eine Legitimation dritter[ des nur im Zuſammenhange mit der bei der Wiedereröffnung der Bundes: | Freiw. Staats-Anleihej414 102% 6. Oberschles. B. 7% % 100% B 
Perſonen zur Beſchwerdeführung kann die Regierung nicht für begründet | verfammlung von der k. k. öſterreichiſchen Regierung, insbeſondere in der 3 1020 ba dito C.. 7% 119 b 
anerkennen; ſie muß deshalb den Uebergang zur Tages⸗Ordnung deantra⸗ Erklärung des kaiſerlichen Bundespräſidialgefandten vom 7. Auguft 1850 in a ) %% Er a 
en, event. würde jie gegen den Commiſſions⸗Antrag nichts zu erinnern | Ausfiht genommenen politiihen Reorganiſation des Bundes gelingen werde, dito 1850 5 [107% bz. dito Prior G.: 0 8. 
haben, wenn derſelbe in dem angegebenen Sinne aufgefaßt würde. Sollte ſo erachtet fie den Ernſt der Zeiten und die mannichfachen, Deutſchland be⸗ n 27 dito Prior D..| — | 4 901% 8. 
der Commiſſions⸗Antrag die allgemeine Aufhebung des Befehls beabſichti⸗ [drohenden Gefahren doch für groß genug, um ſich dadurch aufgefordert zu] Berliner Stadt Obl. 45 102% 6. a Ai 2: = “ 11 EN 
gen, jo werde die Regierung einem ſolchen Beſchluſſe nicht entſprechen können. fühlen, ihrerſeits mit einem Vorſchlage bervorzutreten. Sie hegt die Hoff: | (kur- u. Neumärk. .131, 1924, ba. nn 330. ba. 
0 Abg. Fliegel: Die Erklärung des Regierungs⸗Commiſſars genüge nung, daß die höchſten und hohen Bundesregierungen denſelben als einen e 87 Di bre w () 44 67% b 
| = nit; man übe einen Gewiſſenszwang aus, wenn man Jemandem verbiete, vermittelnden erkennen und demſelben zuſtimmende Unterſtützung zu Theil] 8 dito neus 29% bz. n 4% 1 = 
feine religiöſe Erbauung, wo er wolle, zu ſuchen. Der fragliche Corpsbefehl] werden laſſen möchten. 2 : ö 3 | Posensche ......- 4 10%, ba. dito Prior. . — | 4 88 bz. 
enthalte ein unberechtigtes Urtheil über die freireligiöfe Gemeinde und bringe Der großherzogliche Geſandte iſt nämlich angewieſen, den Antrag zu[&| dito i 24 8. dito v. 8t.gar.| — 1944188 ba. 
Aang mit der Disciplin in Verbindung. Ja dieſer Befehl enthalte ver: | itellen: zer g Schlesische . % 6. bree Gesc. 2% 
faſſungswidrige Grundſätze. Das Beſchwerderecht des Soldaten ſei ein jehr| . Hohe Bundesverſammlung wolle bei einer Reviſion und zwar der 88 12 Kar“ u. Neumärk. | 408% ba. Start- Posener 10 16 8. 
eringer Troſt für ihn. Im Intereſſe der religibſen Freiheit empfehle er] bis 16 der allgemeinen Umriſſe und der darauf bezüglichen Paragraphen II Thüringer. 6 1071, B. 
nnahme des Commiſſions⸗Antrages. c nähern Beſtimmungen der Bundeskriegsverfaſſung folgende vier Eventuali⸗] = Preussische ... . 4 973, B. l e ee BR 
Kriegsminifter v. Roon: Es bedarf keiner Ausführung, daß Soldaten, täten in Betrachtung ziehen: Ber 2 & | Westf. u. Rhein. 4 971, G. dito III. Em. | — 487 8. 
welche ſich in ihren Privatverhältniſſen verletzt fühlen, ebenſogut Beſchwerde“ I) den Fall, daß die Bundesarmee in ihrem ger bunbeöfriegs: | [Sächsische ...... 3 dito Prior St.| — 15 75% bz. 
führen können, als jede andere Perſon, es liegt aber keine Petition vor von | verfaffungsmäßigen Beſtande ‚ohne Zutritt von weitern Armeetheilen der] Leeder 4 1008, br. . 
Leuten, welche zur Sache legitimirt ſind; wenn das der Fall wäre, fo würde] deutſchen Großmächte zum Kriege aufgeſtellt wird; a Goldkronen .. . . 5% 8. Preuss, und ausl. Bank-Aetien. 
der Standpunkt der Regierung ein ganz anderer fein. Es bedarf keines ber) 2 den Fall, daß nur ein Theil des Bundesheeres zum Kriege zufammen- Ausländische Fonds. Diez K 
ſondern Eifers, keiner beſonderen Wärme, um! den Beſchwerdeführern gerecht gezogen wird; H 210 G n 5,00%, 5 Berl K. Feen heilen 
zu werden; die Regierung wird das von ſelbſt thun, und in ſofern kann fie], 2 den Fall, daß beide deutſche Großmächte mit ihren Geſammtarmeen dito öder Pr.-Anl. | 4 60 8. Berl--Hand.- Ges 6½½ 4 81 B. 
dem Commiſſionsantrage beiſtimmen. Aber die Geſellſchaft der freien Ge⸗ im derein mit den übrigen Streitkräften des deutſchen Bundes zum Kriege] dito neue 100. l- I. — 68 B. Berl. W.-Cred. G. — 5 — 
„meinde, über welche ich kein Urtheil fällen will, exiſtirt auf Grund des ſchreiten, und endlich i * aus NatzAnleine..| B 59 458% ba.” ||Braunschw.Bank 1 40 m. 
Vereinsgeſetzes, und deßhalb war der kommandirende General im Rechte,, 4) daß nur eine der beiden Großmächte mit ihrer Geſammtarmee den aue engl. Aulene . 5 10844 et. ba Coban Oel — 4 905 ; 
feinen Soldaten den Beſuch ihrer Verſammlungen zu verbieten, Es fragt] deutſchen Bundesarmeecorps zur Führung eines gemeinſchaftlichen Krieges dito 8. Anleihe. ..| 5 870. Darmst. Zettel-B.| 134) 4 04, ba. u. @. 
ſich nur, ob dieſer Befehl in Bezug 555 einzelne Perſonen modifizirt werben zutritt, während die andere nur ihr Contingent zu den Streitkräften des Sol. Dr 1 S n 
muß, und zwar auf Grund des Art. 12 der Verfaflung, deſſen Rechtsbeſtän⸗ deutſchen Bundes ſtellt oder durch anderweitige 9 ihrer Truppen] dito III. Em. q 44 85% ba. u. C. en 5% 488% B. 
digkeit von der Regierung gewiß anerkannt wird; den Befehl im Ganzen im deutſchen Intereſſe die Nichtſtellung ihres Contingents begründet, Poln. Obl. 4 500 kl. 4 [92 k. Genf. Creditb.-A.| 0 A ebw. 4 4 ba 
zurückzunehmen, gebt nicht an; ich ſehe keinen Grund dafür, daß das Haus] und ausſprechen, daß für die beiden erſten Fälle die Beſtimmungen der n 35 8 Hanh Mi Bi 
ente einen anderen Beſchluß faſſen ſoll, wie im vorigen Jahre. Art. 12—16 der allgemeinen Umriſſe und die entſprechenden Paragraphen] pom Banknoten . — 804 da, a „4441 4 994 
„Abg. Fliegel: Es handle ſich vorliegend nicht um eine privatrechtlich den nähern Beſtimmungen der Bundeskriegsverfaſſung im Grundſate auf: | Kurhess. 40 Thlr. 2 2. Hannov. „ 5½ 4 921% G 
Frage, ſondern um eine des öffentlichen Rechts; jeder Soldat könne ſich in] recht zu erhalten, { RE a 7) 5 Baden 35 Fl... ‚..... — 30 etw. ba. Leipziger „ | 3 |4 — bz 
bdDieſer Angelegenheit beſchweren. für den dritten Fall aber die Art, wie die kriegsherrlichen Rechte des Aellen- Course. A A. 4% . 
1 Berichterſtatter Abg. Tech ow: Der Corpsbefehl beziehe ſich nicht blos | deutſchen Bundes ausgeübt werden ſollen, namentlich die Oberleitung und iv.| 2. Mein.-Oreditb.-A.| 64 70 
| auf die Uhlich ſche Gemeinde, ſondern auf die ganze Provinz Sachſen, näm⸗ Eintheilung der vereinigten Streitkräfte vertrauensvoll den allerhöchſten Re⸗ en Pussel 4 370 3% roi etw. be 6 0 5 5 66425 ba. 
loch den Bereich des vierten Armeekorps. Dieſes Jahr habe ſich herausge⸗ gietungen von Oeſterreich und Preußen anheimzugeben, und für den Fall] Aach. mann | * 204 bz. Pos. Prov. Bank | 54 4 87 B. ; 
ſeellt, daß vier junge Soldaten in der magdeburger Garniſon der Ühlich. diefer Verſtändigung die Geltung der Art. 12—16 der allgemeinen Umriſſe, amet, Rotterdam 5 | 4 Sl, ba. u. B. ent. Bent F, J 4 , Du. 
ſchen Gemeinde angehört, und durch den Corpsbeſehl an dem Beſuche ihres] wie der nähern Beſtimmungen zu ſuspendiren; 12 E e ee 
Gotteshauſes gehindert und ſogar gezwungen worden ſeien, in die evange⸗ für den vierten Fall aber derjenigen Großmacht, welche mit ihrer Ge⸗ Ba 67 4 116 ren * 5 2 . 1 nn 
Lie Kirche zu gehen. Man ſage zwar, die Soldaten lönnen ſich beſchwe⸗ ſammtarmee im Verein mit den übrigen Streitkräften des Bundes zum Berl.-Potsd.-Mgd. 9 | 4 [141 b - 
ren; es gehöre indeß weit größerer Muth für fo junge Leute dazu, für ihre] Kriege ſchreitet, die einheitliche Oberleitung der zum Kriege aufgeſtellten Bun⸗ B e eee 3 a 
veligiöfen Ueberzeugungen ohne Rückſicht auf die unangenehmen Folgen, die desarmeecorps, wie die Eintheilung der vereinigten Streitkräfte anheimzu⸗] Coin Mindener 10 % 1 165% be. 1 M 141 b. 
ihnen ſeitens ihrer unmittelbaren Vorgeſetzten drohen könnten, mit Beſchwer⸗ geben und dieſelbe gleichfalls von e der der betreffenden Vorſchrifken] Franz.St.-Eisend. | 613 bu u . x. 8.180% bz 
den einzutreten, als ſich auf dem Schlachifelde tapfer zu bewähren. Er er⸗ der Art. 12—16 der allgemeinen Umriſſe der Bundeskriegsverfaſſung zu ent: En 10 4 28 b. A 0 5 
innere an den Vorfall in Gumbinnen, wo Soldaten der Garniſon von einem binden; 7 , i 1 6d-Wittenbrg 24 43½ 4 43 bz. 2 M. 70 % br 
Vorgeſetzten entſetzlich mißhandelt worden, und nicht wagten, ſich zu beſchwe⸗ bei der Revifion der We aber überall die Verſchieden⸗ Mah-Ludw A. | 5%) 4 |106% be. BT. de. 
ven, bis ein Burger es unternahm, der Ehre und dem Recht Genugthuung | beit dieſer vier Fälle und der dafür aufgeftellten Behandlungsnormen ent: n BEE 
zu verſchaffen. Die Regierung halte die Petenten nicht für Iegitimirt, ob: ſprechend zu berückſichtigen feien. N Neisse Brieger. | 24 | 4 48%, bz 8 T %%% be 
gleich HR lich je 70 1 an 1 1 Söhne”, a 19 75 — — — — — — N. Sn en. 4 4 196% ba 1 5 
3 wahrſcheinlich ſei, daß Söhne Einzelner von ihnen gegenwärtig in der 8 ! 8 „Zweigb. EN 88. . 
nner bienten, Dem {ei aber, wie ihm mol, fo babe dad ier der in : A ein lender urban mir gegen Modellen versende a aa | = |. la e 
feiner Umgebung eine Verfaſſungsverletzung begehen ſehe, die Berechtigung Nr. 16, ein blau, braun und weiß karrirter und bunt geblumter wollener] Odersenles. A. . 5e. 310. 1. =. 6. 


ur Beſchwerde, wo er Abhilfe zu finden hoffen könne. Es handle ſich um 
as Recht, daß man in der Nusü ung ſeiner Religion Niemandem verant⸗ 
wortlich ſei, als Gott allein, und damit dieſes Recht, das im Art. 12 der 
Verfaſſung re Ausdruck gefunden, auch den preußiſchen Staatsbürgern 
garantirt bleibe, die in der Armee dienten, bitte er, den Antrag der Com: 
miſſton anzunehmen. (Lebhaftes Bravo.) 

Der Comm.⸗Antrag wird mit großer Majorität angenommen. 

Einige lokale Petitionen (aus Mroczen um eine Apotheke, aus Namslau 
um Erſatz für ein Aceiſehäuschen) werden gegen die Anträge der Commiſ⸗ 
ſion durch Tagesordnung u: — Eine andere Petition betrifft die von 

dem Fürſtbiſchof zu Breslau geforderte Abgrenzung eines beſonderen katho⸗ 
liſchen Begräbnißplatzes von dem Gemeinde⸗Kirchhof, gegen welche die 
Gemeinde (Neudorf⸗Commende bei Breslau) proteſtirt; der Cultusminiſter 

und das Geſammtminiſterium find auf Seiten des Fürſtbiſchofs; es handelt 
ſich um die betreffenden landrechtlichen Beſtimmungen; die Commiſſion be⸗ 
antragt Tagesordnung, welche vom Gultusminiter und den Abgeordne⸗ 

ten Heineniperast Köln) und Wagener befürwortet, von den Abg. 

Wachler, v. Vincke, Waldeck es kein katholiſches Dogma bekannt il, 

welches die Trennung der Todten fordert oder nur tig) 

mon 5 die thunlichſte Abſtellung ſolcher konfeſſionell 


* 


44% Tbir. Br, 44% Ehle. Gld., Juli⸗Aug. 447% 15% Thlr. bez 


Septbr,-Ditbr. 405 404 Thlr. bez. und Br., 40% Thlr. Gb, Dltbr- 
Nobbr. 1 Thlr. bez. — Gerſte, große und kleine 38 — 


‚ und v. Am: 
er Streitigkeiten Thlr. Br., Sept.⸗Okt. 19% 
Nov. 18% — 7 Thlr. bez. x N Ä 
We zen renden flau. — Roggen disponibel, blieb auch heute ohne 
Beachtung und der Umſatz beſchränkte ſich nur auf Kleinigkeiten untergeord⸗ 
neter Qualitäten. Termine eröffneten mit reichlichen Anerbietungen und 
billigeren Breiten, befeſtigten ſich dann und ſchließen etwas höher. Gekün⸗ 
ee 75 ne in No Pang 1 — 
— Spiritu eſter Haltung und bei größerer Frage er bezahl. — 
Gekündigt 120,000 Quart. i - - 


| 
{ 
# Breslau, 5. Juni. Wind: Weſt. Wetter: Regen bei milder Tem» | 
i 


empfiehlt; im Kölniſchen ſeien die Kirchhossſtreitigkeiten erledigt, im Trier: C 
ſchen ſeien die proteſtantiſchen Begräbnißplätze ſehr Hein gemeſſen und ab: 
geegrenzt) beſtritten wird; die Tagesordnung wird abgelehnt, der Wachler'ſche 

ntrag auf Ueberweiſung an die Regierung zur Berückſichtigung angenommen. 
Damit wird die weitere 5 dieſer Berichte vertagt. 3% Uhr. 
Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. Tagesordnung. Petitions⸗Berichte. 
Berlin, 4. Juni. [Amtlich.] Se. Ma. der König haben aller: 
gnädigſt geruht, dem erſten Dolmetſcher des kaiſerlich türkiſchen Divan, 
Ahmed Aarifi Bey zu Konſtantinopel, den rothen Adler⸗Orden zwei⸗ 
er Klaſſe, dem k. öſterr. Oberſt⸗Lieutenant im Genie⸗Stabe, Freiherrn 
v. Pidoll zu Quintenbach, den rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe, fo 
wie dem Kirchenvorſteher Matthäus Kayſer zu Lieskau im Regierungs⸗ 
Bezirk Frankfurt, dem Schullehrer und Organiſten Eſche zu Lasko⸗ 
witz im Kreiſe Ohlau, dem Häuer Johann Gottlieb Schrodt zu Alt⸗ 
waſſer im Kreiſe Waldenbung und dem Baugefangenen⸗Aufſeher Fer⸗ 
Ddinand Neubert zu Weichſelmünde das allgemeine Ehrenzeichen zu 
verleihen; ferner den Geheimen Ober-Finanz⸗Rath Hans Rudolph Bit: 
ter zu Berlin zum Wirklichen Geheimen Ober-Finanz⸗Rathe mit dem 
Range eines Rathes erſter Klaſſe zu ernennen. — Der fönigl, Land: 


eratur. Thermometer Früh 10 Wärme. Barometer 27” 10% Der 
aſſerſtand der Oder iſt 1½ Fuß am Ober⸗Pegel ſeit geſtern gewachſen. 
as Angebot aller Getteidegattungen war am heutigen Markte ziemlich 
reichlich, die Käufer waren jedoch ſehr zurückhaltend. 
Weizen bei flauer Stimmung ſehr beſchränkte Umſätze; pr. Sapfd. 
weißer 78—93 Sgr., gelber 75-91 Sgr. — Roggen kaum preishaltend, 
eringe Qualitäten blieben viel unverkauft, vereinzelt 1 Sgr. über Notiz 
bezahlt; pr. Sapfd. 60—62 Sgr., feiner 63—64 Sgr. — Gerſte unverändert 
ſchwach gefragt; pr. 7Opfd. weiße 52—56 Sgr. gelbe 44—50 Sgr. — Has | 
fer fand ſchwächere Beachtung; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 31—85 Sgr., galiziſcher Bi 
ohne Angebot. — Erbſen in bisheriger Frage. — Wicken ohne Handel. 1 
— Mais in bisheriger Haltung. — Delfaaten ohne Angebot. — Schlag⸗ * 
lein ſchwach beachtet. 


matter, blieb die Tendenz für öſtr. Effekten gündig , 50 Schluß feſter. S gl ubr 


baumeiſter Ehrhardt zu Marienwerder ER einigl: Dauinfbettor Mk EN e 55 Spe pr S0 f Sbrpt Sg | 
t und demſelben die Bau⸗Inſpektor⸗Stelle zu in verliehen] ten Umſätzen ſchloß es feſt. chluß⸗ Eh „ National⸗Anleihe ’ Pk. Schff. pk. Schff. 4 
En. — Der 8 15 in Bacharach iſt vom 1. Sa ER ya vi 67 10 0% 0 1005. Norddeutſche Bank 12 Weißer Weizen... 70 85—93 Wicken 381 — 45 1 
, 4 Sumi. TBetreinemagtt.] Meisen Ioso wenig Gefädn ED Salagleinfaai.... 580 0 3 
bezirke Koblenz, mit Anweiſung feines Wohnſitzes in Polch, verſetzt und unverändert, ab Fehmarn 125—126pfd, 127 geboten, Yoggen 4600 111 ee e 4450-54 Winterrand ee... 3 1 
worden. — Der Notariats⸗Kandidat Friedrich Daubenſpeck in fille, ab Königsberg I Julie Sept. zu 75 77, ab Petersburg pr. Juli zu . 29-3134 Winterrübſen as. | 
Geilenkirchen iſt zum Notar für den Friedensgerichtsbezirk Bacharach . ach, 5 14 u pr. Oktober 25%,  stafiee ftille. Zink 5 3 jet. 9 8 j 
i i oblenz, mit i i nſitzes in 5 5 3 Kleeſaaten bei ſchwachem Umſatz rothe 11—15 / Thlr., weiße 9 bis h 

im Landgerichtsbezirke Koblenz, mit Anweifung feines Wohnſitz Preſe fe 4. Juni. [Baumwolle.] 15,000 Ballen Umſaß. — 18 Tür. e Kar koffeln f. Sad 2 150 fd. 294 30 Ser 15 An 5 


Bacharach, ernannt worden. (St.⸗A.) 


Deut ſchlan d. 

[Der badiſche Antrag über die Bundeskriegsverfaſ⸗ 
ſung.] Der Antrag, den der badiſche Bundestagsgeſandte in der 
Sitzung der Bundesverſammlung am 31. Mai in Betreff des Ober⸗ 
befehlshabers ftellte, lautet uach der „Kölniſchen Zeitung“ wie folgt: 
Die verſchiedenen Eventualitäten, welche bei ausbrechendem Bundeskriege 
die Zweckmäßigkeit der Beſtimmungen über ge des Bundesheeres 
bedingen, haben unter den Bundesregierungen mannichfache Anträge und 
Erklärungen hervorgerufen. Dieſelben nehmen ihren Ausgangspunkt vor: 
nehmlich in den N welche die drohende Kriegsgefahr des Jahres 
1859 geboten hatte, und in den hierbei hervorgetretenen Mißſtänden der 
Bundeskriegsverfaſſung, welche vornehmlich die königlich preußiſche und an⸗ 
dere Bundesregierungen zu dem Verſuche veranlaßten, eine den Verhältniſ⸗ 
* entſprechende Reform derſelben zu erzielen. 


—: — . *˙*˙V . ˙ 

Berlin, 4. Juni. Die Börſe war für die meiſten Effectengattungen 
matter geſtimmt und das Geſchäft im Ganzen noch beschränkter als ge tern. 
Vornämlich hatte ſich für österr. Sachen und Eiſenbahn⸗Aklien die Stim⸗ 
mung etwas gedrückter gezeigt. Bei den öſterr. Effekten waren die wiener 
Notirungen maßgebend, die von einer in Wien ebenfalls herrſchenden etwas 
matteren Haltung bietirt waren, wenngleich 1 nicht ungünſtiger als geſtern 
lauteten; manche zei namentlich die für Credit⸗, lautet ſelbſt höher und 
London in Privatdepeſchen 25 Kr. niedriger. Je nachdem die Speculation 
ſich mehr durch die eine oder die andere Meldung beſtimmen ließ, waren 
öſterr. Effekten matter oder feſter, der Schluß jedoch auf alle Fälle flauer. 
Gleichwohl hatte ſich, trotz der durchſchnittlich ſehr zuriidhaltenden Stim⸗ 
mung der Börſe, in einzelnen Papieren ein ziemlich umfangreiches Geſchäft 
entwickelt: namentlich war dies auch in preuß. Prämienanleihe aiich in 
Die Aufmerkſamkeit lenkt ſich, wie es ſcheint, dieſer Anleihe hauptsächlich in 


Vor der Börſe. 
Rohes Rübdl matt, pr. Ctr. loco und Juni⸗Juli 11% Thlr., Herbſt 
11% Thlr. eher Br. als Gld. — Spiritus pr. 100 Quark a 80 % Tralles 
loco 19% Thlr., Juni⸗Juli 19 Thlr., Juli⸗Auguſt 19% Thlr., theilweiſe Br. 


Pofen, 4. Juni. Wetter: bewölkt. Roggen: matter. Gel. 250 Wispel. 
Loco per d. Monat Juni⸗Juli 42, — % bez. u. Glo, % Br., Juli⸗Auguſt 
42% Br., Aug.⸗Sepk. 43% bez. u. Gld. 5 

Spiritus: unverändert, Gek. — Quart. Loco per d. Monat 184 — 
% bez. u. Br., % Gld., Juli 18% bez. u. Br., % Gld., Auguſt 18% bez. 
u. Br., % Gld., Sept. 18% bez. u. Br., „ Gl. Hartwig Kantorowicz. 
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Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


